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In der gegenständlichen Anfrage werden an mich 
folgende Fragen gerichtet: 

"1) Ist es richtig, daß der Truppenübungsplatz 
Allentsteig für die Errichtung der Endlagerung 
für atomaren Abfall der österreichischen Kern­
kraftwerke vorgesehen ist ? 

2) Welche Alternativen für die Endlagerung 
des Atommülls werden angeboten ?" 

In Beantwortung dieser Anfrage teile ich mit: 

Zu 1): 

Nicht nur in Allentsteig, sondern an mehreren Orten 
österreichs waren bzw. sind Un~ersuchungen mit dem Ziel im 
Gange, die technische und geophysikalische Eignung dieser 
Orte für die Errichtung eines ~wischen- oder Endlagers 
für radioaktive Abfälle zu erkunden. Allein die Tatsache, 
daß Österreich bereits ein Kernkraftwerk in Bau hat, ver­
pflichtet den späteren Betreiber dieser Anlage, die not­
wendige Vorsorge für eine gefahrlose Lösung jener Fragen, 
die mit den abgebrannten Brennstoffen zusammenhängen, den 
zuständigen Behörden nachzuweisen sowie die fUr die Abfall­
lagerung erforderlichen Bewilligungen rechtzeitig einzu­
holen. Auf Grund der allgemeinen geologischen Situation 
in Österreich und in Übereinstimmung mit internationalen 
Erkenntnissen sowie nationalen Untersuchungsergebnissen 
bieten sich für die Errichtung solcher Abfallager vor 
allem die Gebiete der Böhmischen I'lasse, wie etwa jenes 
von Allentsteig, an. 
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Zu 2): 

Hinsichtlich der Behandlung abgebrannter Brenn­
elemente aus Kernkraftwerken bestehen im Prinzip zwei 
Möglichkeiten: 

Die Brennelemente werden wiederaufgearbeitet und 
die dabei~olierten hochradioaktiven Abfälle dem Kern­
kraftwerksbetreiber zurückgesandt, der dann für die si­
chere Lagerung zu sorgen hat. Eine ttbernahme auch der 
Abfallagerung durch die Wiederaufarbeitungsanlage, kann 
auch nach der derzeitigen internationalen Entwicklung 
vorerst nicht angenommen werden. 

Die zweite Möglichkeit liegt in einer Endlagerung 
der Brennelemente ohne Aufarbeitung für den Fall, daß 
die kommerzielle Wiederaufarbeitung nicht zustandekäme -
was technisch nach dem heutigen Stand der Dinge nicht 
zu erwarten ist -, bzw. ,zukünftige sicherheitstechnische 
tlberlegungen (mögliche Gefahren der Plutoniu~technologie) 
gegen eine solche sprechen. 

Wie mir bekannt ist, bemüht sich die österreichische 
Elektrizitätswirtschaft, noch im Laufe dieses Jahres ein 
genehmigungsreifes Projekt für eine erweiterte, über die 
Vorkehrungen im Kernkraftwerk selbst hinausgehende Zwischen­
lagerung bestrahlter Brennelemente vorzulegen, die derart 
ausgeführt ist, daß auch eine Langzeitlagerung unter Wah­
rung aller Sicherheitsbedürfnisse möglich sein soll. 

Im übrigen verweise ich zur Frage der Lagerung 
von Atommüll auf meine Feststellungen in der Beantwor­
tung~der schriftlichen parlamentarischen Anfragen der 
Abgeordneten REGENSBURGER und Genossen, Nr. 436/J-NR/1976, 
und der Abgeordneten Dipl.Ing.HANREICH und Genossen, 
Nr. 805/J-NR/1976. In diesen Anfragebeantwortungen habe 
ich ausführlich dargelegt, daß die Errichtung und der 
Betrieb von Lagerstätten sowie die Auswahl von Standorten 
hiefür nicht Aufgabe des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Umwe.ltschutz sind. 
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